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SATZUNG 
 

FÜR  DIE  PHILIPS  PENSIONSKASSE  
(Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit) 
 
 
 
 
 

§ 1  Allgemeine Bestimmungen:  

 

1. Die Pensionskasse führt den Namen: ”Philips Pensionskasse (Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit)". 

 

Sie hat ihren Sitz in Hamburg. Sie ist ein kleinerer Verein im Sinne des § 210 des Gesetzes über die Beaufsichtigung der Versiche-

rungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG). 

 

2. In dieser Satzung werden bezeichnet als: 

 

 Kasse:  die Philips Pensionskasse (Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit), 

 

 Unternehmen:  die Philips GmbH bzw. deren Rechtsnachfolger als Trägerunternehmen der Kasse, alle gegenwärtigen Philips 

Unternehmen in Deutschland sowie diejenigen früheren Philips-Unternehmen, die vom Trägerunternehmen als 

an der Philips Pensionskasse beteiligte Unternehmen jeweils bestimmt sind. Eine jeweils aktuelle Liste liegt beim 

Trägerunternehmen zur Einsicht vor. 

 

 

 Aufsichtsrat: der Aufsichtsrat der Kasse (§ 12 ff), 

 

 Vorstand:  der Vorstand der Kasse (§ 17 ff). 

 

3.  Die Kasse gewährt ihren Mitgliedern und deren Hinterbliebenen eine Versorgung nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Satzung 

und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB). 

 

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

5.  Die Veröffentlichungen der Kasse erfolgen durch schriftliche Mitteilung an die einzelnen Mitglieder. Allgemein gültige Veröffentli-

chungen können auch elektronisch, auf Verlangen in Papierform, zur Verfügung gestellt werden. Die gesetzlich und vertraglich 

vorgesehenen Informationspflichten bleiben davon unberührt. 

 

6.  Entscheidungen des Vorstandes über Ansprüche auf Kassenleistungen sind dem Betroffenen schriftlich per einfachem Brief mitzu-

teilen. Die Entscheidung über den Verlust der Mitgliedschaft ist dem Betroffenen durch eingeschriebenen Brief zuzustellen. Sie 

gelten als zugegangen, wenn sie an die zuletzt bekannte Anschrift zugestellt sind. Ablehnende Bescheide sind zu begründen. 

 

7. Gerichtsstand für die Geltendmachung von Ansprüchen gegen die Kasse ist Hamburg. Ferner ist auch das Gericht örtlich zuständig, 

in dessen Bezirk das Mitglied zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt hat. Für Klagen der Kasse gegen Mitglieder ist ausschließlich der Gerichtsstand gemäß Satz 2 maßgeblich. Die Sätze 2 

und 3 gelten nicht für den Fall, dass das Mitglied nach Begründung der Versicherung seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

aus dem Geltungsbereich des Deutschen Versicherungsvertragsgesetzes verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt 

im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 
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§ 2 Personenkreis: 

 

1. Mitglied der Kasse kann jede Person werden, die in einem Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnis zu einem der Unternehmen steht 

und mindestens das 16. Lebensjahr vollendet hat. Praktikanten und Volontäre werden nicht aufgenommen. 

 

2. Außer den unter Nr. 1 genannten Personen werden Personen, die bisher nicht Mitglied der Pensionskasse sind und im Rahmen 

eines Versorgungsausgleichs nach dem Versorgungsausgleichsgesetz durch interne Teilung ein Anrecht auf Versorgungsleistun-

gen bei der Pensionskasse erwerben, Mitglied der Kasse. Sie sind solchen Mitgliedern gleichgestellt, die nicht mehr in einem Ar-

beits- bzw.  Ausbildungsverhältnis zu einem der Unternehmen stehen.  

 

3. Wenn ein Unternehmen seine Eigenschaft als beteiligtes Unternehmen gemäß § 1 Nr. 2 verliert, kann es mit der Kasse vereinbaren, 

dass es für die Mitglieder der Kasse, die im Zeitpunkt des Verlustes der Eigenschaft als beteiligtes Unternehmen in einem Arbeits- 

bzw. Ausbildungsverhältnis zu ihm stehen, weiterhin die Pflichten eines beteiligten Unternehmens nach der Satzung und den All-

gemeinen Versicherungsbedingungen übernimmt. 

 

4.  Der Vorstand hat die Aufgabe darüber zu wachen, dass die steuerrechtlichen Vorschriften über die Höhe des Arbeitseinkommens 

der Mehrzahl der Leistungsempfänger und über die Höhe der Leistungen mit Rücksicht auf die Befreiung von der Körperschafts-

steuer beachtet werden. 

 
 

§ 3 Antragstellung: 

 

1. Der Antrag auf Aufnahme in die Kasse bzw. Anträge auf Leistungserhöhungen sind an den Vorstand zu richten. 

 

2.  Bei Stellung des Antrages hat der Antragsteller die vom Vorstand verlangten Angaben, insbesondere über seinen Gesundheitszu-

stand und Familienstand, zu machen. Der Vorstand ist berechtigt, die Vorlage eines auf Kosten der Kasse zu beschaffenden ärztli-

chen Gesundheitszeugnisses zu verlangen. Die späteren Veränderungen des Familienstandes sind der Kasse sofort unaufgefordert 

schriftlich mitzuteilen. 

 

3.  Ein Antrag auf Aufnahme in die Kasse für eine in § 2 Nr. 2 genannte Person ist nicht erforderlich. 

 
 

§ 4  Antragsannahme: 

 

1. Über den Antrag auf Aufnahme in die Kasse bzw. die Anträge auf Leistungserhöhungen entscheidet der zuständige Sachbearbeiter 

auf Basis der vom Vorstand erlassenen Vorgaben und Richtlinien, in besonderen Fällen (z. B. bei Beurteilung von Vorerkrankungen 

anhand der Gesundheitsabfrage) der Vorstand selbst. Er kann die Aufnahme bzw. den Antrag auf Leistungserhöhung ohne Angabe 

von Gründen ablehnen. Gegen die Entscheidung ist der Einspruch möglich, über den der Aufsichtsrat gemäß § 15 entscheidet. 

 

2. Die Aufnahme bzw. die Leistungserhöhung kann von der Einschränkung der Versicherung hinsichtlich bestehender und der Kasse 

bekannt gewordener Leiden sowie des Zustandes nach denselben abhängig gemacht werden, wenn aufgrund solcher Leiden mit 

einer vorzeitigen Invalidität gerechnet werden muss.  

 

3. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem in dem Mitgliedsschein angegebenen Tage. Für die in § 2 Nr. 2 genannten Personen entsteht 

die Mitgliedschaft zu dem Zeitpunkt, zu dem die Entscheidung des Familiengerichts wirksam wird. Dem Mitglied werden der Mit-

gliedsschein und die maßgeblichen Allgemeinen Versicherungsbedingungen ausgehändigt. Die Satzung wird elektronisch, auf Ver-

langen in Papierform, zur Verfügung gestellt. 
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§ 5 Erlöschen der Mitgliedschaft: 

 

1. Die Mitgliedschaft und die Versicherung erlöschen  

 
 a) mit dem Ende des Versicherungsverhältnisses,  
 b) durch Tod,  
 c)   durch Ausschluss aus der Kasse. 
 

Abweichend von Buchstabe a) bleibt die Mitgliedschaft auch nach Beginn einer Alters- oder Invalidenrente bestehen. 

 

2. Durch Beschluss des Vorstandes können Mitglieder ausgeschlossen werden, die den Belangen der Kasse vorsätzlich und gröblich 

zuwiderhandeln. Gegen die Entscheidung ist der Einspruch möglich, über den der Aufsichtsrat gemäß § 15 entscheidet. 

 
 

ORGANE 
 

§ 6 Organe der Kasse: 

 

Die ständigen Organe der Kasse sind die Vertreterversammlung (Versammlung der Mitgliedervertreter), der Aufsichtsrat und der Vor-

stand. 

 
 

VERTRETERVERSAMMLUNG 

 

§ 7 Zusammensetzung, Beschlussfähigkeit und Aufgaben der Vertreterversammlung: 

 

1. Das oberste Organ der Kasse ist die Vertreterversammlung. Sie besteht aus den Mitgliedervertretern, die nach einer besonderen 

Wahlordnung, die Bestandteil der Satzung ist, alle fünf Jahre spätestens im vierten Vierteljahr des Kalenderjahres nach der turnus-

mäßig stattfindenden ordentlichen Vertreterversammlung (§ 8 Nr. 1) gewählt werden. Ihre regelmäßige Amtszeit beträgt fünf Jahre; 

sie endet frühestens mit der Neuwahl der Mitgliedervertreter, spätestens am 31. Dezember des Jahres, in dem nach der vorstehen-

den Regelung die turnusmäßige Neuwahl der Mitgliedervertreter stattfindet. 

 

Scheidet ein Mitgliedervertreter aus der Kasse aus oder tritt von seinem Amt zurück, so tritt der nächste Ersatzvertreter seines 

Stimmkreises an seine Stelle.  

Bei zeitweiliger Verhinderung eines Mitgliedervertreters tritt der nächste Ersatzvertreter und im Falle der Verhinderung eines Er-

satzvertreters jeweils der nächste Ersatzvertreter an seine Stelle.  

Sollte in einem Stimmkreis kein weiterer Ersatzvertreter zur Verfügung stehen, so tritt ein Ersatzvertreter eines anderen Stimmkrei-

ses an seine Stelle in der Reihenfolge des prozentualen Stimmergebnisses aller Stimmkreise bei der Mitgliedervertreterwahl. 

 

2. Die Vertreterversammlung kann als Präsenzveranstaltung oder als virtuelle Veranstaltung stattfinden. Die Vertreterversammlung 

soll vorrangig als Präsenzveranstaltung durchgeführt werden, es sei denn, es treten Umstände ein, die die ordnungsgemäße Durch-

führung der Versammlung gefährden würden.  Wird die Versammlung als virtuelle Veranstaltung durchgeführt, so erfolgt diese als 

Online-Videokonferenz mit einem entsprechend geeigneten Tool, das Online-Abstimmungen und Frage- und Diskussionsmöglich-

keiten zulässt. Die Durchführung einer virtuellen Veranstaltung ist nur zulässig, wenn der Vorstand im Einvernehmen mit dem Auf-

sichtsrat davon ausgehen kann, dass prinzipiell alle Mitgliedervertreter über die technischen Voraussetzungen verfügen, um an der 

Veranstaltung teilzunehmen. 

 

 Die Entscheidung über die Art der Durchführung der Versammlung obliegt dem Vorstand in Absprache mit dem Aufsichtsrat und 

wird in einem Vorstandsbeschluss festgehalten. Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel der Mit-

gliedervertreter anwesend bzw. bei virtueller Vertreterversammlung online anwesend ist, soweit diese Satzung nichts anderes be-

stimmt. 
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3. Der Vertreterversammlung obliegen insbesondere: 
 

 a) die Genehmigung des Jahresabschlusses sowie die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,  

  

 b) die Wahl und die Abberufung der gemäß § 12 Nr. 3 zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder,  

  

 c)  die Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die Auflösung der 

Kasse oder die Übertragung des Versicherungsbestandes (§ 24 ff) auf eine andere Einrichtung, die gleichen oder ähnlichen 

Zwecken dient wie die Kasse,  

  

 d) die Beschlussfassung über sonstige der Vertreterversammlung durch die Satzung vorbehaltene oder ihr vom Vorstand oder 

vom Aufsichtsrat unterbreitete Gegenstände. 

 

 e)  den Abschlussprüfer zu wählen 

 

4. Zusätzlich zu den unter 3. genannten Pflichten gehören für jeden gewählten Mitgliedervertreter insbesondere die folgenden Aufga-

ben:  

 

a) Motivation geeigneter Mitglieder zur Kandidatur für die nächste Vertreterwahl und Hinweis auf die Möglichkeit zur Mitwir-

kung in der Pensionskasse 

b) Unterstützung bei der Organisation der Neuwahlen 

c) Veröffentlichung des Namens und der Kontaktdaten auf der Homepage der Philips Pensionskasse 

d) Fungieren als Ansprechpartner für Mitglieder und als Bindeglied zwischen Mitgliedern und Pensionskasse 

e) Unterstützung von Marketingaktivitäten zur Mitgliedergewinnung der Philips Pensionskasse  

 
 

§ 8 Einberufungsgründe: 

 

1. Im zweiten Vierteljahr eines jeden Kalenderjahres findet eine ordentliche Vertreterversammlung statt. 

 

2. Außerordentliche Vertreterversammlungen werden vom Aufsichtsrat einberufen, so oft das Interesse der Kasse es erfordert oder 

die Aufsichtsbehörde es verlangt. Eine außerordentliche Vertreterversammlung ist außerdem einzuberufen und längstens binnen 4 

Wochen nach Stellung des Antrages abzuhalten, wenn die Unternehmen oder mindestens der zehnte Teil der Mitglieder beim 

Aufsichtsrat schriftlich unter Angabe der Verhandlungsgegenstände die Einberufung beantragen. 

 
 

§ 9 Einberufung, Tagesordnung: 

 

1. Die Vertreterversammlungen werden vom Aufsichtsrat einberufen. Die Einberufung hat mindestens zwei Wochen vor dem Termin 

durch schriftliche Mitteilung oder Zustellung einer E-Mail an die Mitgliedervertreter zu erfolgen.  

 

2. Die Vertreterversammlung kann nur über Gegenstände beschließen, die in der Einladung bezeichnet sind. 

 

3. Anträge für die Tagesordnung einer Vertreterversammlung können von Mitgliedervertretern, vom Aufsichtsrat und vom Vorstand 

gestellt werden. 

 

4. Anträge von Mitgliedervertretern für die Tagesordnung der ordentlichen Vertreterversammlung sind dem Aufsichtsrat bis Ende Feb-

ruar des Jahres schriftlich einzureichen. 
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§ 10 Leitung, Protokoll: 

 

1. Die Leitung der Vertreterversammlung obliegt dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates und bei dessen Verhinderung dem stellvertre-

tenden Vorsitzenden des Aufsichtsrates. 

 

2. Ein vom Vorsitzenden bestimmter Vertreter hat über den Gang der Verhandlungen, insbesondere über den Wortlaut der Beschlüsse 

und das Stimmenverhältnis, eine Niederschrift aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden, einem 

weiteren Aufsichtsratsmitglied und mindestens drei anwesenden Mitgliedervertretern zu unterzeichnen ist. 

 

3. Die Niederschriften sind zu sammeln und aufzubewahren. 
 
 

§ 11  Beschlussfassung: 

 

1. Die Beschlüsse der Vertreterversammlung bedürfen, soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, der einfachen Mehrheit der ab-

gegebenen Stimmen; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

 

2. Beschlüsse über Änderungen der Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen bedürfen einer Mehrheit von ⅔ der 

abgegebenen Stimmen. 

 

3. Die Beschlüsse treten, wenn die Vertreterversammlung nichts anderes beschlossen hat, mit Beginn des auf die Genehmigung durch 

die Aufsichtsbehörde folgenden Monats in Kraft. Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen können auch mit Wirkung für die 

bestehenden Versicherungsverhältnisse abgeändert werden. 

 
 

AUFSICHTSRAT 

 

§ 12 Zusammensetzung: 

 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus  

 dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und vier Beisitzern. 

 Er führt sein Amt ehrenamtlich und unentgeltlich. 

 

2. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates sowie zwei weitere Mitglieder desselben werden vom Trägerunternehmen ernannt und abberu-

fen. Bei Ausscheiden eines dieser Aufsichtsratsmitglieder wird es durch eine vom Trägerunternehmen ernannte Person ersetzt. 

 

3. Drei Aufsichtsratsmitglieder sowie drei Ersatzmitglieder für diese werden durch die Vertreterversammlung gewählt. Sie müssen 

Mitglieder der Kasse sein. 

 

4. Aufsichtsratsmitglieder dürfen nicht zugleich Mitgliedervertreter sein. Im Falle der Ernennung oder Wahl eines Mitgliedervertreters 

zum Aufsichtsratsmitglied tritt der gewählte Ersatzvertreter an dessen Stelle als Mitgliedervertreter. 

 

5. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Stellvertreter des Vorsitzenden. 
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§ 13 Wahl: 

 

1. Die Wahl gemäß § 12 Nr. 3 findet in so vielen Wahlgängen statt wie Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder zu wählen sind. 

Bei der Wahl entscheidet die absolute Mehrheit der anwesenden Mitgliedervertreter. Wird eine absolute Stimmenmehrheit nicht 

erzielt, so findet jeweils eine zweite Abstimmung statt und es gelten die Kandidaten als gewählt, die bei dieser Abstimmung die 

meisten Stimmen auf sich vereinigt haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

 

2. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines nach § 12 Nr. 3 gewählten Aufsichtsratsmitgliedes aus dem Aufsichtsrat tritt an seine Stelle für 

den Rest seiner Amtsdauer das nächste gewählte Ersatzmitglied. 

 

3. Die Aufsichtsratsmitglieder sollen das 30. Lebensjahr überschritten haben. 

 
 
§ 14 Amtsdauer: 

 

1. Die nach § 12 Nr. 3 zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder werden beginnend mit dem Schlusse der im Jahre 

1997 stattgefundenen ordentlichen Vertreterversammlung, jeweils für die Zeit bis zum Schlusse der vierten seit ihrer Wahl stattfin-

denden ordentlichen Vertreterversammlung (§ 8 Nr. 1), gewählt. Sie können wieder gewählt werden, solange sie Kassenmitglieder 

sind. 

 

2. Scheidet eines der in § 12 Nr. 3 erwähnten Aufsichtsratsmitglieder während seiner Amtsdauer aus der Kasse aus, so erlischt gleich-

zeitig auch sein Amt als Aufsichtsratsmitglied. 

 
 
§ 15 Aufgaben des Aufsichtsrates: 

 

1. Der Aufsichtsrat hat insbesondere 

 
 a) den Vorstand zu bestellen, 

  

 b) die Geschäftsordnung für den Vorstand zu erlassen, 

  

 c) die Geschäftsführung des Vorstandes zu überwachen, 

  

 d) den Jahresabschluss zu prüfen und der Vertreterversammlung hierüber zu berichten, 

  

 e) über Einsprüche gegen Beschlüsse des Vorstandes zu befinden, soweit die Satzung die Möglichkeit des Einspruchs vorsieht, 

 

f) die Treuhänder zur Überwachung des Sicherungsvermögens zu bestellen, 

  

 g) den Verantwortlichen Aktuar zu bestellen und zu entlassen, 

  

 h) Verträge mit den Mitgliedern des Vorstandes abzuschließen. 

 

i) der Vertreterversammlung einen Abschlussprüfer vorzuschlagen und diesen nach Wahl durch die Vertreterversammlung zu 

beauftragen 

 

2. Der Aufsichtsrat ist zu dringlichen Änderungen der Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die nur deren Fas-

sung betreffen, berechtigt. Zu sonstigen Änderungen der Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen ist der Auf-

sichtsrat ermächtigt, wenn die Aufsichtsbehörde die Änderung verlangt, bevor sie den Änderungsbeschluss genehmigt (§ 195 VAG). 

 

3. Macht der Aufsichtsrat gemäß Nr. 2 von den Ermächtigungen zur Änderung der Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedin-

gungen Gebrauch, so wird er die Mitgliedervertreter unverzüglich schriftlich unter Angabe der geänderten Fassung und unter Dar-

legung der Gründe für die Änderung darüber unterrichten. 

 

4. Alle gemäß Nr. 2 vom Aufsichtsrat vorgenommenen Änderungen der Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 

sind der nächsten Vertreterversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 
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§ 16 Einberufung, Beschlussfassung: 

 

1. Der Vorsitzende oder bei dessen Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende beruft und leitet die Aufsichtsratssitzungen. Die 

Einberufung erfolgt, so oft die Lage der Geschäfte es erfordert. 

 

2. Auf Antrag eines Aufsichtsratsmitgliedes muss eine Sitzung unverzüglich einberufen werden. 

 

3. Die Form der Einladungen zu den Aufsichtsratssitzungen bestimmt der Aufsichtsrat. 

 

4. Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrates kann auf Anordnung des Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden in begrün-

deten Ausnahmefällen auch in einer Online-Videokonferenz erfolgen, wenn sich alle Mitglieder des Aufsichtsrates mit dieser Art der 

Beschlussfassung einverstanden erklären oder sich an ihr beteiligen. 

 

5. Die Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden 

bzw. des Leiters der Aufsichtsratssitzung. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens vier Aufsichtsratsmitglieder, darun-

ter der Vorsitzende oder sein Stellvertreter, an der Beschlussfassung teilnehmen. 

 
 

VORSTAND 

 

§ 17 Zusammensetzung, Bestellung, Vergütung: 

 

1. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. 

 

2. Die Mitglieder des Vorstandes werden auf Vorschlag des Trägerunternehmens vom Aufsichtsrat in geheimer Abstimmung auf un-

bestimmte Zeit bestellt. 

 

3. Die Bestellung eines Vorstandsmitgliedes endet durch Amtsniederlegung, durch Abberufung sowie mit Ablauf des Monats, in dem 

das Vorstandsmitglied die Regelaltersgrenze erreicht. 

 

4. Der Vorstand erhält für seine Tätigkeit eine Vergütung. 

 
 
§ 18 Aufgaben des Vorstandes: 

 

1. Der Vorstand führt die Geschäfte der Kasse nach Maßgabe dieser Satzung sowie der einschlägigen Gesetze. 

 

2. Der Vorstand hat insbesondere 

 

a) den Jahresabschluss aufzustellen und den Lagebericht abzugeben und dem Aufsichtsrat zur Prüfung vorzulegen, 
 

b) dem Aufsichtsrat auf dessen Wunsch über den Geschäftsverlauf und die Vermögenslage Bericht zu erstatten, 
 

c) dem Verantwortlichen Aktuar sämtliche Informationen zugänglich zu machen, die zur ordnungsgemäßen Erledigung seiner 
gesetzlich festgelegten Aufgaben erforderlich sind, 

 

d) die Wahl der Vertreterversammlung durchzuführen, 
 

e) die Anstellungsverträge mit den Mitarbeitern der Kasse abzuschließen. 

 

3. Der Vorstand vertritt die Kasse gerichtlich und außergerichtlich. 

 

4. Schriftliche Willenserklärungen des Vorstandes müssen in dessen Namen ausgestellt sein; sie sind von zwei Vorstandsmitgliedern 

zu unterzeichnen. 

 

5. Der Vorstand kann sich für den regelmäßig laufenden Geschäftsverkehr im Rahmen der Geschäftsordnung durch Bevollmächtigte 

vertreten lassen. 
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STELLUNG DER UNTERNEHMEN 

 

§ 19 Verhältnis der Unternehmen zur Kasse: 

 

1. Der Aufsichtsrat hat das Trägerunternehmen rechtzeitig von der Einberufung von Vertreterversammlungen sowie von Sitzungen 

des Aufsichtsrates zu unterrichten. Das gleiche gilt für den Vorstand hinsichtlich der Vorstandssitzungen. Das Trägerunternehmen 

ist berechtigt, Vertreter zu diesen Sitzungen zu entsenden. Diese haben das Recht, Anträge zu stellen und an den Verhandlungen 

mit beratender Stimme teilzunehmen. Das Trägerunternehmen kann jederzeit durch ihre Vertreter Einsicht in die Bücher, Listen und 

Akten der Kasse nehmen und auch ohne vorherige Anmeldung Kassenprüfungen vornehmen. 

 

2. Beschlüsse über Änderungen der Satzungsbestimmungen, der Allgemeinen Versicherungsbedingungen oder über die Auflösung 

der Kasse oder ihre Fusion mit einer anderen Kasse bedürfen der Zustimmung des Trägerunternehmens. Auch kann diese gegen 

Beschlüsse des Vorstandes und des Aufsichtsrates unverzüglich Einspruch einlegen mit der Wirkung, dass die Angelegenheit in 

der nächsten Sitzung nochmals behandelt werden muss. 

 

3. Die gegenwärtigen Philips Unternehmen in Deutschland sowie diejenigen früheren Philips-Unternehmen, die vom Trägerunterneh-

men als an der Philips Pensionskasse beteiligte Unternehmen bestimmt sind, werden vom Vorstand der Philips Pensionskasse 

rechtzeitig von der Einberufung von Vertreterversammlungen und nach der Versammlung über Beschlüsse der Vertreterversamm-

lung (incl. Jahresabschluss) informiert. 

 
 

GESCHÄFTSFÜHRUNG 

 

§ 20 Aufbringung der Mittel: 

 

Die Einnahmen der Kasse bestehen aus  

 

a) den Beiträgen der Mitglieder,  

 

b) den Leistungen der Unternehmen,  

 

c) den Erträgnissen des Vermögens und  

 

d) den sonstigen Zuwendungen an die Kasse. 

 
 
§ 21 Vermögensverwaltung: 

 

1. Das Kassenvermögen darf nur nach den Bestimmungen dieser Satzung und der Allgemeinen Versicherungsbedingungen verwen-

det werden. 

 

2. Die Anlage des Kassenvermögens erfolgt nach Maßgabe der Bestimmungen des VAG. Dabei ist insbesondere zu beachten, dass 

die Kasse über ausreichende freie unbelastete Eigenmittel verfügt, damit die dauernde Erfüllbarkeit der Verträge sichergestellt ist 

(Solvabilitätsanforderungen gemäß § 234 g VAG). 

 

3. Näheres über die Vermögensverwaltung bestimmt die Geschäftsordnung des Vorstandes (§ 15 Nr. 1 Buchst. b)). 
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§ 22 Jahresabschluss: 

 

1. Nach Schluss eines jeden Jahres hat der Vorstand den Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und 

Anhang sowie den Lagebericht, aufzustellen. 

 

2. Der Jahresabschluss ist vom Vorstand zu unterzeichnen, dem Aufsichtsrat zur Prüfung und der Vertreterversammlung zur Geneh-

migung vorzulegen. Ein mit Lagebericht und Anhang versehener Jahresabschluss ist jeweils der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

Eine Abschrift des Jahresabschlusses ist jeweils dem Trägerunternehmen einzureichen. 

 

3. Der Jahresbericht ist auf Wunsch jeweils den Mitgliedern und dem Trägerunternehmen auszuhändigen. 

 
 
§ 23  Versicherungstechnische Überprüfung: 

 

1. Zum Ende eines jeden Geschäftsjahres hat der Vorstand durch den Verantwortlichen Aktuar die nach versicherungstechnischen 

Grundsätzen erforderliche Deckungsrückstellung berechnen zu lassen. Diese ist in die Bilanz aufzunehmen.  

 

2. Ergibt die Bilanz einen Überschuss, so sind davon mindestens fünf Prozent einer Verlustrücklage zuzuführen, bis diese Rücklage 

mindestens zehn Prozent der Deckungsrückstellung erreicht oder nach Inanspruchnahme wieder erreicht. Der weitere Überschuss 

ist einer Rückstellung für Beitragsrückerstattung zuzuweisen, die nur zur dauernden oder zeitlich befristeten Erhöhung der Versi-

cherungsleistungen verwendet werden darf. Sollte es aufgrund der Entwicklung des Versicherungsbestandes zu einem Rückgang 

der Deckungsrückstellung kommen und infolgedessen die Verlustrücklage mehr als zehn Prozent der Deckungsrückstellung betra-

gen, so kann der zehn Prozent übertreffende Anteil der Verlustrücklage mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde aufgelöst und zu-

sätzlich der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zugewiesen werden. Der für eine etwaige Auflösung erforderliche grundsätzli-

che Beschluss ist jeweils vorab von der Vertreterversammlung zu fassen und der Aufsichtsbehörde zur Zustimmung vorzulegen.  

Als Maßstab für die Leistungserhöhung gemäß Satz 2 dient in der Regel die versicherte Rente, bei beitragspflichtigen Versicherun-

gen stattdessen die sich zu einem geeigneten Stichtag rechnerisch ergebende beitragsfreie Rente. Hierauf steht den Mitgliedern 

ein Rechtsanspruch zu. Die näheren Bestimmungen über die Verwendung der Rückstellung für Beitragsrückerstattung, insbeson-

dere über den Zeitpunkt, trifft die Vertreterversammlung. Der Beschluss bedarf der Unbedenklichkeitserklärung der Aufsichtsbe-

hörde. 

 

3. Ein aus der Bilanz sich ergebender Fehlbetrag ist, soweit er nicht aus der Verlustrücklage gedeckt werden kann, zu Lasten der 

Rückstellung für Beitragsrückerstattung, unter den Voraussetzungen des §140 Abs 1 Satz 2 VAG, auszugleichen. Reicht auch diese 

hierfür nicht aus, so wird er aufgrund eines Beschlusses der Vertreterversammlung durch Erhöhung der Beiträge oder durch Her-

absetzung der Leistungen oder durch eine Verbindung beider Maßnahmen nach Vorschlägen des Verantwortlichen Aktuars ge-

deckt. Der Beschluss bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Erhebung von Nachschüssen ist ausgeschlossen. 

 

4. Die Vertreterversammlung beschließt jährlich aufgrund von Informationen und Vorschlägen des Verantwortlichen Aktuars und des 

Vorstandes, ob und ggf. in welchem Umfang eine Zuteilung von Bewertungsreserven aus Kapitalanlagen erfolgen soll. Dabei ist 

eine ausreichende Kapitalausstattung der Kasse sicher zu stellen, damit der Kasse die erforderlichen Mittel für die Erfüllung der 

Solvabilitätsanforderungen, für absehbare Verstärkungen der Deckungsrückstellung, für die Erfüllung von aufsichtsrechtlichen 

Stresstests sowie für ausreichende Sicherheitsreserven zur Verfügung stehen. Die Einzelheiten zur Ermittlung der Bewertungsre-

serven und zu deren Verteilung auf die einzelnen Versicherungen (Anwartschaften und laufende Renten) unter Wahrung des Grund-

satzes der Gleichbehandlung werden in den von der Aufsichtsbehörde zu genehmigenden Technischen Geschäftsplänen festge-

legt. Der Beschluss bedarf der Unbedenklichkeitserklärung der Aufsichtsbehörde. 

 

5. Mindestens alle 3 Jahre, auf Verlangen der Aufsichtsbehörde auch zu anderen Zeitpunkten, ist die Berechnung der Deckungsrück-

stellung gemäß Nr. 1 sowie eine versicherungstechnische Prüfung der Vermögenslage der Kasse im Rahmen eines der Aufsichts-

behörde einzureichenden Gutachtens vorzunehmen. 
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AUFLÖSUNG DER KASSE  

 

§ 24 Auflösungsgründe und -beschluss: 

 

Abweichend der grundsätzlichen Beschlussfähigkeit einer Vertreterversammlung gem. § 7 Nr. 2 Satz 6 kann die Kasse durch Beschluss 

der Vertreterversammlung nur mit ¾ Stimmenmehrheit, in der mindestens ⅔ der Mitgliedervertreter anwesend sein müssen, aufgelöst 

werden. Sind in der Vertreterversammlung weniger als ⅔ der Mitgliedervertreter anwesend, so wird frühestens nach Ablauf von zwei 

Wochen eine neue Vertreterversammlung einberufen, die unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitgliedervertreter endgültig Be-

schluss fasst; auf diese Folge muss in der Einladung hingewiesen werden. 

Der Beschluss, die Kasse aufzulösen, muss mit einer Mehrheit von mindestens ¾ der in der neuen Vertreterversammlung anwesenden 

Mitgliedervertreter gefasst sein. 

 
 
§ 25  Übertragung des Versicherungsbestandes: 

 

1. Im Falle der Auflösung der Kasse nach § 24 kann eine Vertreterversammlung mit ¾ Stimmenmehrheit beschließen, dass der ge-

samte Versicherungsbestand der Kasse nebst den dazugehörigen Aktiven und Passiven nach Maßgabe eines Übergangsvertrages, 

dessen näherer Inhalt ebenfalls der Genehmigung durch die Vertreterversammlung mit einer ¾ Stimmenmehrheit bedarf, auf eine 

andere Einrichtung der in § 7 Nr. 3 c bezeichneten Art übergehen soll. 

 

2. Die in Nr. 1 genannten Beschlüsse sind für alle Mitglieder der Kasse und auch für solche Rentenempfänger, die nicht Mitglieder der 

Kasse sind, verbindlich. 

 
 
§ 26 Abwicklung, Vermögensverwendung: 

 

Wird vom Abschluss eines Übergangsvertrages (§ 25 Nr. 1) abgesehen, so erlöschen die Versicherungsverhältnisse der anwartschafts-

berechtigten Mitglieder mit dem Ablauf des Monats, in welchem die Aufsichtsbehörde die Auflösung genehmigt hat. In diesem Falle wird 

das restliche Kassenvermögen nach Deckung etwaiger Kassenschulden nach einem von der Vertreterversammlung zu beschließenden 

Plan zugunsten der Mitglieder verwendet. 

 
 
§ 27 Zustimmung, Liquidatoren: 

 

1. Die nach §§ 24 und 25 gefassten Beschlüsse bedürfen der Zustimmung der Unternehmen sowie der Genehmigung durch die Auf-

sichtsbehörde.  

 

2. Liquidatoren sind die zur Zeit der Liquidation im Amte befindlichen Vorstandsmitglieder. 
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WAHLORDNUNG 

für die Wahl der Mitgliedervertreter der Philips Pensionskasse (VVaG) 

 

 

 

1. Aktives und passives Wahlrecht 

 

Die Wahl der Mitgliedervertreter erfolgt alle fünf Jahre gemäß § 7 der Satzung. 

Wahlberechtigt und wählbar sind alle Personen, welche bis zum 30.06. des Wahljahres Mitglieder in der Kasse sind.  

 

2. Zahl der zu wählenden Mitgliedervertreter 

 

a) Die Vertreterversammlung besteht aus maximal 50 Mitgliedervertretern. Die Verteilung der Anzahl der Vertreter auf die Stimm-

kreise erfolgt durch den Wahlausschuss anhand der Anzahl der Wahlberechtigten in den jeweiligen Stimmkreisen im Verhält-

nis zur Gesamtanzahl der stimmberechtigten Mitglieder. Die genaue Verteilung wird in der Wahlausschreibung bekanntgege-

ben. 

 

b) Die Stimmkreise werden wie folgt festgelegt: Jeweils einen eigenen Stimmkreis erhält das Trägerunternehmen sowie alle 

Unternehmen gemäß § 1 Nr. 2 der Satzung, welche mehr als 500 Mitglieder lt. Wahlliste haben. Unternehmen ohne eigenen 

Stimmkreis werden dem Trägerunternehmen zugeordnet. Je Stimmkreis gibt es eine Kandidatenliste.  

 

c) Mitglieder, die nicht mehr in einem Arbeits- bzw.  Ausbildungsverhältnis zu einem der Unternehmen stehen, insbesondere 

Rentenempfänger, beitragsfrei Versicherte und freiwillig Weiterversicherte, werden für die Zwecke der Wahl jeweils dem Un-

ternehmen zugeordnet, aus dem sie stammen. Mitglieder, die aufgrund § 2 Nr. 2 der Satzung Mitglied der Kasse geworden 

sind, werden dem zum Zeitpunkt der Ehescheidung hinterlegten Unternehmen oder ehemaligen Unternehmen des geschie-

denen Ehepartners zugerechnet. Besteht ein Unternehmen nicht mehr, so werden die in Satz 1 und 2 genannten Mitglieder 

für die Zwecke der Wahl dem Stimmkreis des Trägerunternehmen zugerechnet. 

 
 
3. Wahlausschuss und Vorbereitung der Wahl  

 

Der Wahlausschuss besteht aus  

a) einem Mitglied des Aufsichtsrates (Vorsitzender des Wahlausschusses und Wahlleiter) 

b) zwei aktuellen Mitgliedervertretern  

c) einem Mitglied des Vorstandes sowie 

d) bis zu zwei vom Vorstand zu benennenden Personen 

 

Die Mitglieder im Wahlausschuss zu a) und b) und entsprechende Ersatzmitglieder werden in der Vertreterversammlung im Jahr 

der Wahl vor Beginn des Wahlverfahrens gewählt. Eine Einigung im Wahlausschuss kommt durch Mehrheitsbeschluss zustande. 

Der Wahlausschuss benennt aus seinen Reihen einen Protokollführer.  

 

Der Sitz des Wahlausschusses ist der Sitz der Philips Pensionskasse. 

 

Die Beteiligten zu c) und d) sind bei der Stimmenauszählung ausgenommen. 

 

Der Wahlausschuss legt den Wahltag fest.  
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4. Wahlausschreibung  

 

Der Wahlausschuss erlässt spätestens 14 Wochen vor dem Wahltag die Wahlausschreibung mit folgendem Inhalt: 

• Wahltag  

• Wahlablauf 

• Hinweis auf die Voraussetzungen der Wahlberechtigung und Wählbarkeit 

• Anzahl der zu wählenden Mitgliedervertreter je Stimmkreis 

• Frist für Einsprüche. 

 

Die Wahlausschreibung wird durch den Wahlausschuss im Wege des elektronischen Versands oder per Briefversand bekannt 

gemacht.  

 
 
5. Wählerliste  

  

Die Wählerliste wird durch den Wahlausschuss erstellt und enthält die Namen sowie die Mitgliedsnummern aller wahlberechtigten 

Mitglieder, und die Unternehmen 

 

a) in denen sie gemäß § 1 Nr. 2 dieser Satzung beschäftigt sind, 

  

b)  aus denen sie stammen, 

  

c) die gemäß Nr. 2 c) Satz 3 dem Stimmkreis des Trägerunternehmens zuzuordnen sind. 

 

Die Wählerliste wird spätestens 14 Wochen vor dem Wahltag vom Wahlausschuss erstellt und bei der Philips Pensionskasse den 

Mitgliedern zur Einsicht bereitgestellt.  

Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliste können nur innerhalb von zwei Wochen nach der Wahlausschreibung beim Wahl-

ausschuss erhoben werden. Über Einsprüche gegen die Wählerliste entscheidet der Wahlausschuss. 

 
 
6.   Aufgaben der Mitglieder bei einer Kandidatur 

 

Im Rahmen der Kandidatur sind von allen Kandidaten die nachstehenden Mitwirkungspflichten zu erfüllen: 

 

a) die Veröffentlichung des Namens, Wohnortes, Geburtsdatums etc. und einer Kurzvorstellung inkl. Foto für die Kandidatur           

(in einem geschützten Bereich der Homepage) 

 

b) Erteilung einer Zustimmungserklärung zur Kandidatur 

 
 
7. Kandidatenliste 

 

Die Kandidatenliste liegt beim Wahlausschuss. Es sind die einzelnen Stimmkreise und die Anzahl der je Stimmkreis zu wählenden 

Vertreter und Ersatzvertreter aufgeführt.  

Bis zu 10 Wochen vor dem Wahltag können Vorschläge für eine Kandidatur sowie die entsprechende Zustimmungserklärung des 

Kandidaten bei dem Wahlausschuss oder der Philips Pensionskasse eingereicht werden.  

Die Kandidatenliste muss je Stimmkreis fortlaufend nummeriert die vollständigen Namen in alphabetischer Reihenfolge der Kandi-

daten unter Angabe des Geburtsjahrs, Status (Anwärter oder Leistungsempfänger), Betrieb und dessen Standort (aktueller bzw. 

letzter Betrieb, der für die Pensionskasse relevant ist) enthalten. Jede Kandidatenliste sollte möglichst mindestens so viele Bewerber 

enthalten, wie in dem Stimmkreis Mitgliedervertreter zu wählen sind. 

Die Kandidatenliste wird im Rahmen der Briefwahlunterlagen bekannt gegeben.  
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8.    Durchführung der Wahl  

 

Die Wahl findet ausschließlich durch Stimmabgabe per Briefwahl oder elektronischer Stimmabgabe statt. Alternativ kann die Stimm-

abgabe durch Einwurf in eine Wahlurne der Pensionskasse erfolgen. Ob zusätzliche Wahlurnen an weiteren Standorten aufgestellt 

werden, wird im Rahmen der Wahlausschreibung bekannt gegeben. 

 

Jedes stimmberechtigte Mitglied kann in jedem Stimmkreis so viele Stimmen abgegeben, wie in den einzelnen Stimmkreisen Kan-

didaten zu wählen sind.  

 

Für die Wahlhandlung versendet die Pensionskasse im Namen des Wahlausschusses spätestens 6 Wochen vor dem Wahltag an 

alle wahlberechtigten Mitglieder die Stimmzettel, persönliche Erklärung zur Stimmabgabe sowie einen frankierten Rücksendeum-

schlag. 

 

Der Wahlbrief muss vom Mitglied so rechtzeitig abgesendet werden, dass er spätestens am Wahltag beim Wahlausschuss eingeht. 

Verspätet eingegangene Umschläge werden ungeöffnet zu den Wahlpapieren genommen und archiviert. 

Hinsichtlich der Durchführung der elektronischen Wahl bestimmt der Wahlausschuss das Verfahren, die technischen Vorausset-

zungen und den konkreten Ablauf des elektronischen Wahlgangs.  

 

Eine Wahl findet statt, auch wenn in einem oder mehreren Stimmkreisen weniger Kandidaten als erforderlich zur Verfügung stehen.  

Stehen in keinem Stimmkreis ausreichend Kandidaten zur Verfügung oder nur genauso viele Kandidaten, um die jeweils vorgese-

hene Anzahl an Mitgliedervertretern besetzen zu können, so kann der Wahlausschuss beschließen, dass auf die Wahl in allen 

Stimmkreisen verzichtet wird. Die Bewerber auf der Kandidatenliste gelten dann Kraft dieses Beschlusses ohne Wahl als gewählt.  

Bei Wahlverzicht findet die nachfolgende Nr. 9 keine Anwendung. Der Wahlausschuss hat in diesem Fall die Wahlberechtigten 

unverzüglich über seinen Beschluss und damit das Ausbleiben der Wahl sowie das Ergebnis der Wahl zu informieren. 

 
 

9. Feststellung des Wahlergebnisses, Bekanntgabe des Wahlergebnisses, Einspruch 

 

Nach Auszählung der abgegebenen Stimmen werden je Stimmkreis die einzelnen Kandidaten mit der Anzahl der auf sie entfallen-

den Stimmen aufgelistet. 

Es gelten die Kandidaten als gewählt, die entsprechend der Anzahl der zu vergebenden Sitze in dem jeweiligen Stimmkreis die 

meisten Stimmen erhalten haben. 

Kandidaten, die nicht gewählt wurden, gelten als Ersatzvertreter. Die Regelung in § 7 Nr. 1 der Satzung findet entsprechend An-

wendung. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.  

 

Nach der öffentlichen Auszählung aller Stimmen durch den Wahlausschluss, die auch elektronisch erfolgen kann, stellt der Wahl-

ausschuss unverzüglich das Wahlergebnis fest. 

Stimmzettel, die keine Stimme enthalten, werden als nicht abgegeben gewertet; es muss mindestens eine gültige Stimme abgege-

ben sein, damit der Stimmzettel berücksichtigt wird. 

 

Über den Ablauf und das Ergebnis der Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen, welches von dem Wahlausschussvorsitzenden und 

dem Protokollführer zu unterschreiben ist. Das Wahlergebnis wird in einem geschützten Bereich auf der Homepage der Philips 

Pensionskasse veröffentlicht. 

 

Die gewählten Mitgliedervertreter werden gemäß § 7 Nr. 4 c) auf der Homepage der Philips Pensionskasse veröffentlicht.  

Einspruch gegen das Wahlergebnis ist innerhalb von 14 Tagen beim Wahlausschuss einzureichen.  

 
 
10. Kostenregelung 

 

Die bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahl entstehenden Kosten werden anteilig auf die nach § 1 Nr. 2 der Satzung 

beteiligten Unternehmen verteilt. Die Verteilung erfolgt proportional nach der Anzahl der Mitglieder in dem jeweiligen Stimmkreis. 
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__________________________ 
Letzte Änderung genehmigt durch Verfügung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht vom 25.08.2026,  

Geschäftszeichen: VA 11-I  

5002/00180#00083. 
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